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Verkauf der Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz 


Im südlichen Teil des Landes Sachsen-Anhalt und dem nordwestlichen 
Teil des Landes Sachsen gibt es aufgrund der dort herrschenden meteo- 
rologischen Bedingungen, der geologischen Gegebenheiten und der 
industriellen Entwicklung in den letzten 120 Jahren große Probleme, 
eine ausreichende Trinkwasserversorgung zu sozialverträglichen Prei- 
sen sicherzustellen. 

Neben der Notwendigkeit, die örtlichen Wasserressourcen und Trink- 
wasserversorgungsanlagen zu sanieren, sind die Kommunen vielfach 
auf die Einbeziehung der bestehenden Fernwasserversorgungssysteme 
in diesem Raum angewiesen. 

Die Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz GmbH soll nun durch die 
Treuhandanstalt Berlin zu 49% verkauft werden, zu 49% den Ländern 
Sachsen und Sachsen-Anhalt übereignet werden und zu 2 % im Bundes- 
eigentum bleiben. 

Für die bestehenden Wasserversorgungsunternehmen entstehen 
dadurch große Probleme. Bis 1995 muß die Einhaltung der Anforderun- 
gen der EG -Trinkwasserrichtlinie durch Investitionen gesichert werden. 
Dies kann nur funktionieren, wenn die Mitteldeutsche Wasser und Ab- 
wasser GmbH, die Städtischen Wasserwerke Leipzig und die Fernwas- 
serversorgung Elbaue-Ostharz in einem Verbundbetrieb Zusammen- 
arbeiten. 

Dies wird durch die Privatisierungsabsichten der Treuhandanstalt 
gefährdet. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
5 . Januar 1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext 
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1. Wie will die Regierung der Bundesrepublik Deutschland nachhaltig 
sicherstellen, daß in den neuen Ländern für Trinkwasser sozialver- 
trägliche Preise gewährleistet sind, damit jeder Bürger seinen 
Bedarf an diesem Grundnahrungsmittel decken kann? 


Eine wesentliche Voraussetzung für sozialverträgliche Gebühren 
und Preise, für kommunale Gesundheits- und Infrastrukturlei- 
stungen, also auch für die Trinkwasserversorgung, ist eine opti- 
mierte Organisationsstruktur der Unternehmen und Betriebe, die 
diese Leistungen erbringen. Die günstigsten Organisationsformen 
lassen sich am besten im Wettbewerb ermitteln. 

Hierzu gehören insbesondere auch Wirtschaftlichkeitsvergleiche. 
Die Gefahren mißbräuchlicher Ausnutzung monopolähnlicher 
Stellungen privatrechtlicher oder öffentlicher Art sind, besonders 
auch hinsichtlich der Preis- und Gebührengestaltung, durch wirk- 
same wettbewerbliche Organisationselemente möglichst auszu- 
schließen. 


2. Fühlt sich die Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland 
entsprechend dem EG -Recht weiterhin verpflichtet, bis Ende 1995 
auch in den neuen Bundesländern die Anforderungen der EG- 
Trinkwasserrichtlinie trotz der damit verbundenen hohen Investi- 
tionen voll einzuhalten, und was will sie dazu in ihrer Verantwor- 
tung unternehmen? 


Die Bundesregierung erwartet, daß bis Ende 1995 auch in den 
neuen Bundesländern die Bestimmungen der Trinkwasserverord- 
nung, welche die EG-Trinkwasserrichtlinie in deutsches Recht 
umsetzt, für alle gesundheitsrelevanten Parameter eingehalten 
werden. 

Dazu hat sie den Ländern, denen entsprechend dem Subsidiari- 
tätsprinzip die Durchsetzung der Trinkwasserverordnung obliegt, 
Finanzmittel z. B. in Form der kommunalen Investitions pauschale 
zur Verfügung gestellt. Die Länder können diese Mittel auch zur 
Sanierung der Trinkwasserversorgung einsetzen. Dies erfolgt ent- 
sprechend den in Sanierungslisten nach Dringlichkeit fixierten 
Vorhaben. 

Die „Fachkommission Soforthilfe Trinkwasser" unterstützt die 
Länder fachlich, z.B. durch Weiterbildungsveranstaltungen in 
Form von Seminaren und Fachtagungen sowie Beratungen der 
Länder bei der Umsetzung der Sanierungsmaßnahmen. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sorgen, daß unter den 
geschilderten Bedingungen die bereits bestehende großräumige 
Wassergewinnung in diesem Raum zum Vorteil der dort wohnen- 
den Bürger erhalten bleibt und bei Ausnutzung freigewordener 
Kapazitäten durch den eingetretenen Bedarfsrückgang entspre- 
chend weiter ausgebaut wird? 


Der Bundesregierung ist es ein besonderes Anliegen, daß im 
Rahmen der von der Treuhandanstalt durchgeführten Ausschrei- 
bung der Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz GmbH in einem 
fairen Wettbewerbs verfahren derjenige Bewerber ermittelt wird. 
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der insbesondere auf der Grundlage eines überzeugenden Unter- 
nehmenskonzeptes, eines auf Erhaltung und Ausbau gerichteten 
Investitionsprogrammes sowie eines verbindlichen, auf Festprei- 
sen aufbauenden Preisbildungsmechanismus für die Zukunft eine 
möglichst günstige Trinkwasserversorgung in der Region, aber 
auch darüber hinaus erwarten läßt. 


4. Wie steht die Bundesregierung dazu, daß die Treuhandanstalt Ber- 
lin die Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz GmbH durch öffent- 
liche Ausschreibung zum Verkauf anbietet, entgegen der bisher 
geübten Praxis bei anderen Fernwasserversorgungssystemen in 
den neuen Bundesländern, z. B. im Thüringer und Erzgebirgischen 
Raum, die kostenlos bzw. zum möglichst niedrigen Preis an die 
Eigentümerverbände bzw. an die Länder übergeben wurden? 


Die Bundesregierung hält die genannten Fälle nicht für vergleich- 
bar. Ein kommunaler Übertragungsanspruch gemäß § 4 Abs. 2 
Kommunalvermögensgesetz in Verbindung mit Artikel 21 Abs. 1 
Einigungsvertrag kann nur bei örtlichen Einrichtungen bestehen. 

Um Einrichtungen mit dem erforderlichen örtlichen Bezug han- 
delt es sich bei den ehemaligen Wasser- und Abwasserbetrieben 
(Kommunalversorger). Demzufolge wurden die Anteile an diesen 
in Kapitalgesellschaften umgewandelten Betrieben kommunalen 
Eigentümervereinen unentgeltlich übertragen. 

Die Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz GmbH ist dagegen 
ein überörtliches Versorgungssystem, das örtliche Versorger groß- 
räumig beliefert, unter anderem auch zum Ausgleich lokaler Defi- 
zite, Für eine unentgeltliche Übertragung der Geschäftsanteile an 
der Fernwasserversorgung auf die Kommunen gibt es deshalb 
keine rechtliche Grundlage. 

Zur Vermeidung langwieriger Auseinandersetzungen, durch die 
sinnvolle Investitionen blockiert werden könnten, haben Bundes- 
regierung und Treuhandanstalt den Ländern Sachsen und Sach- 
sen-Anhalt im Vergleichswege die Übertragung von 49 % der Ge- 
schäftsanteile an der Fernwasserversorgung unentgelthch ange- 
boten. 


5. Wie steht die Bundesregierung dazu, daß durch die Ausschreibung 
der Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz GmbH zum Verkauf 
durch die Treuhandanstalt Berlin Verzögerungen im Entschei- 
dungsprozeß zur Durchsetzung des EG -Rechts und somit auch zur 
Versorgung der Bürger mit Wasser entsprechend der Trinkwasser- 
verordnung und der EG -Trinkwasserrichtlinie entstehen? 


Die Bundesregierung kann nicht erkennen, daß durch die Aus- 
schreibung von 49 % der Geschäftsanteile an der Fernwasserver- 
sorgung Elbaue-Ostharz GmbH selbst Verzögerungen entstehen. 

Bereits heute liefert das Unternehmen qualitativ hochwertiges 
Trinkwasser. Durch die Ausschreibung soll darüber hinaus der 
leistungsfähigste Anbieter ermittelt werden, der die günstigsten 
Versorgungs- und Ausbaubedingungen in der Region erwarten 
läßt. 
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6, Was beabsichtigt die Bundesregierung, wenn sie die Treuhand- 
anstalt Berlin beauftragt hat, nur 49% der Anteile des Gesamt- 
unternehmens zu verkaufen, 49 % den Ländern Sachsen und 
Sachsen- Anhalt zu übereignen und selbst 2 % des Unternehmens 
zu halten? 

Werden dadurch nicht vernünftige Managemententscheidungen 
blockiert? 

Welche Einflußnahme will sich die Bundesregierung zukünftig mit 
den von ihr gehaltenen 2 % sichern? 


Die Bundesregierung wird die ihr zunächst verbleibenden 2 % der 
Geschäftsanteile nach Abschluß der laufenden gesellschaftlichen 
Umstrukturierung im gegenseitigen Einvernehmen auf die künf- 
tigen Gesellschafter übertragen. Eine längerfristige Einflußnahme 
der Bundesregierung ist nicht beabsichtigt. 


7. Wie will die Bundesregierung erreichen, daß beim Verkauf des 
Unternehmens Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz GmbH an 
einen Dritten die Arbeitsplätze im Unternehmen erhalten werden 
können, die durch die Versorgung der Kommunen in den Ländern 
* Sachsen und Sachsen-Anhalt benötigt werden? 

Wie kann die Gefahr ausgeschlossen werden, daß durch Umwid- 
mung der Nutzung der Wasserressourcen Arbeitsplätze abgebaut 
werden? 


Im Rahmen des Ausschreibungsverfahrens werden von den Bie- 
tern neben dem Kaufpreisangebot ein Unternehmenskonzept, ein 
Investitionsprogramm, Darlegungen zur Festsetzung des Wasser- 
preises sowie ein personalpolitisches Konzept verlangt. Letzteres 
dient der Sicherung der für die künftigen Versorgungsaufgaben 
der Gesellschaft benötigten Arbeitsplätze. 


8. Wie kann sichergestellt werden, daß beim Verkauf des Unterneh- 
mens an einen privaten Bieter die derzeit durch die Kommunen ge- 
nutzten relativ guten Wasserressourcen unverändert erhalten 
bleiben? 

Kann die Möghchkeit ausgeschlossen werden, daß der mögliche 
zukünftige Betreiber andere Nutzungsinteressen hat und somit die 
Kommunen als bisherige Nutzer benachteiligt werden? 


Eine derartige Sicherstellung erfolgt üblicherweise durch die Ge- 
sellschafter über gesellschaftsrechtliche Kontroll- und Mitwir- 
kungsbefugnisse. Bekanntlich werden die Länder Sachsen und 
Sachsen- Anhalt mit 49 % maßgeblich beteiligt sein. Zu den Miß- 
brauchsrisiken privater wie öffentlicher Betreiber gilt im übrigen 
die Antwort zu Frage 1 entsprechend. 


9. Wie steht die Bundesregierung dazu, daß sie durch den Verkauf der 
Fern Wasserversorgung Elbaue-Ostharz GmbH an Private bewußt 
auf die Rationahsierungspotentiale verzichtet, die bei der kosten- 
losen Übergabe an die Kommunen bzw. einem Verkauf an eine 
kommunale Bietergemeinschaft - Mitteldeutsche Wasser und Ab- 
wasser GmbH und Städtische Wasserwerke Leipzig GmbH - mit 
den Fachkräften der drei Unternehmen durch einen Verbund- 
betrieb in der Versorgungsregion entstehen würden? 
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Die Bundesregierung ist nicht auf einen Verkauf an Private fest- 
gelegt. Auch würde ein etwaiger Teilverkauf an ein Privatunter- 
nehmen keineswegs den Verzicht auf Rationalisierungspotentiale 
bedeuten, im Gegenteil. Das Ausschreibungsverfahren dient da- 
zu, unter möglichst vielen leistungsfähigen, in der Wasserwirt- 
schaft erfahrenen privatwirtschaftlichen oder öffentlich-recht- 
lichen Unternehmen, das beste Angebot zu ermitteln. Hierbei 
geht es nicht nur um den Kaufpreis. Entscheidendes Anliegen der 
Bundesregierung ist daneben vielmehr - wie bereits zu Frage 3 
dargelegt - die Ermittlung einer unternehmerischen Organisa- 
tions- und Investitionsstruktur, die für die Zukunft eine möglichst 
günstige Trinkwasserversorgung in der Region verspricht. 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß sich dies, wie 
die Fragestellung vorauszusetzen scheint, durch Ausschluß des 
Wettbewerbs und willkürliche Übertragung der Elbaue-Ostharz 
GmbH an eine bestimmte Gruppierung sichern ließe. 


10. Wie steht die Bundesregierung dazu, daß durch die kostenlose 
(bzw. durch einen geringen Kaufpreis) Übergabe des in Frage 
stehenden Unternehmens bzw. durch den Verkauf des Unterneh- 
mens an die bereits in der vorangegangenen Frage vorgestellte 
Bietergemeinschaft, ein Investitionsschub von rd. 1 Mrd. DM aus- 
gelöst werden kann, um den EG -Richtlinien in dieser Region 
gerecht zu werden? 

Alle drei Unternehmen, die Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz 
GmbH, die MIDEWA GmbH und auch die Städtischen Wasser- 
werke Leipzig GmbH sind finanziell und wirtschaftlich so stark, daß 
sie die von den Kommunen übertragenen Aufgaben eigenständig 
lösen können. 


Die Bundesregierung bezweifelt, daß durch Übertragung der 
Elbaue-Ostharz GmbH auf bestimmte Unternehmen unter Aus- 
schluß des Wettbewerbs von vornherein ein bestimmter Investi- 
tionsschub gesichert würde. Durch einseitige Begünstigung be- 
stimmter Gruppierungen, losgelöst von objektiven Auswahlkrite- 
rien, würden sich vielmehr Risiken hinsichtlich einer künftig opti- 
mierten Geschäftsführung zum Nachteil der versorgten Endab- 
nehmer ergeben. Auch kann nicht als selbstverständlich ange- 
nommen werden, daß nur die in der Frage genannten Unterneh- 
men Garanten einer frühzeitigen und fristgerechten Umsetzung 
des geltenden Gesundheits- und Umweltrechts wären. 


11. Wie steht die Bundesregierung zu der Situation in dieser Region, 
daß die Bürger, die bereits durch die politische und die sich daraus 
ableitende wirtschaftliche Entwicklung in den letzten 60 Jahren mit 
all ihren Folgen auf die Umwelt und hier speziell auf die schon an 
und für sich knappen Wasserressourcen bisher zurückstehen muß- 
ten, weiterhin auf ihre Ansprüche, auf eine ordentliche Ver- und 
Entsorgung und somit den Schutz ihrer Gesundheit aufgrund der 
marktorientierten Politik der Bundesregierung verzichten müssen 
bzw. einen sehr hohen Preis dafür zu zahlen haben? 


Die Bundesregierung ist auch im vorliegenden Fall der Überzeu- 
gung, daß die Begünstigung monopolistischer Strukturen weder 
im Interesse der Versorgungsqualität {Mengen, Gesundheit, Um- 
weltschutz) noch günstiger Versorgungspreise läge. Sie ist viel- 
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mehr der Auffassung, daß sich die besten Versorgungsbedingun- 
gen am ehesten durch eine Unternehmensstruktur erreichen lie- 
ßen, in der die Eibaue -Ostharz GmbH ihre Wasserversorgung in 
Konkurrenz zu anderen potentiellen Anbietern der Region ge- 
stalten müßte. Die angestrebte Gesamtlösung hätte hinsichtlich 
des öffentlichen Versorgungsinteresses den zusätzlichen Vorteil 
einer unmittelbaren Beteiligung und Kontrolle seitens der zustän- 
digen Landesregierungen. 


12. Wie steht die Bundesregierung zu dem historischen Anspruch der 
Kommunen an Einrichtungen der Wasserversorgung, insbesondere 
an die Fernwasserversorgung als Teil der unter den gegebenen 
Bedingungen in dieser Region gezwungenermaßen erforderlichen 
überregionalen Infrastruktur, aus der sich der kommunale Rechts- 
anspruch auf das in Frage stehende Unternehmen ableiten läßt und 
die Entstehung und Entwicklung dieses Verbundes auf kommunale 
Initiativen zurückgeht? 


Auf die Antwort zu Frage 4 wird verwiesen. 
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